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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/4 — 68330 — 5039/66 


Bonn, den 18. Februar 1966 


% An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
29. November 1965 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Bank für Internatio- 
nalen Zahlungsausgleich in Basel über die 
Rückzahlung der Reichsmarkanlagen der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
in Deutschland 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Abdrucke des Vertrages sowie der Denkschrift zum Vertrag 
liegen diesem Schreiben bei. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 11. Februar 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Lücke 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Rad Godesberg, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 29. November 1965 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel 
über die Rückzahlung der Reichsmarkanlagen 
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Deutschland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Frankfurt (Main) am 29. November 1965 
Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich in Basel über die Rückzahlung 
der Reichsmarkanlagen der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich in Deutschland wird zugestimmt. 
Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 7 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt ' 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden. Das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 7 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 


Kosten der Durchführung des Vertrages 

Nach Artikel 1 des Vertrages sind 156,24 Mio DM in 
fünf gleichen unverzinslichen Jahresraten ab 1966 
an die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
zu zahlen. 

Im übrigen werden Bund, Länder und Gemeinden 
durch die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten 
belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Basel 
über die Rückzahlung der Reichsmarkanlagen 
der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich in Deutschland 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE BANK FÜR INTERNATIONALEN ZAHLUNGS- 
AUSGLEICH IN BASEL 

IN DEM WUNSCH, die Rückzahlung der Reichsmark- 
anlagen der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
in Deutschland abschließend zu regeln, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland zahlt an die Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich den Betrag von 
156 240 000 Deutsche Mark, und zwar in fünf Jahresraten 
zu je 31 248 000 Deutsche Mark. Die erste Rate ist eine 
Woche nach Inkrafttreten dieses Vertrages, jedoch 
frühestens am 1. April 1966, fällig; die weiteren Raten 
werden jeweils am 1. April der Jahre 1967, 1968, 1969 
und 1970 gezahlt. 

(2) Die Zahlungen erfolgen für Rechnung desjenigen, 
den es angeht. 

Artikel 2 

über die Verpflichtung gemäß Artikel 1 soll eine Ur- 
kunde der Bundesschuldenverwaltung errichtet und der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich ausgehändigt 
werden. 

Artikel 3 

Durch die Verpflichtung gemäß Artikel 1 werden alle 
Ansprüche der Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich hinsichtlich Kapital und Zinsen aus ihren Reichs- 
markanlagen, soweit sie nicht bereits durch den Vertrag 
vom 9. Januar 1953 (Unteranlage A zu Anlage I des Ab- 
kommens über deutsche Auslandsschulden vom 27. Fe- 
bruar 1953) geregelt worden sind, abgegolten. 


Artikel 4 

Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich tritt 
ihre Ansprüche aus den Reichsmarkanlagen an die Bun- 
desrepublik Deutschland ab, soweit sie nicht bereits durch 
den Vertrag vom 9. Januar 1953 auf die Bundesrepublik 
Deutschland übergegangen sind. Sie händigt dieser alle 
in ihrem Besitz befindlichen, die Kapitalanlagen betreffen- 
den Urkunden und sonstigen Unterlagen aus und wird 
etwaige Erklärungen, die zur Durchführung der Ab- 
tretung der Ansprüche oder zur Übertragung der Ur- 
kunden erforderlich sein sollten, auf Verlangen der Re- 
gierung der Bundesrepublik Deutschland abgeben. 

Artikel 5 

Aus der Pflichteinlage der Deutschen Reichsregierung 
in Höhe von 62 500 000 Reichsmark erhebt die Bundes- 
republik Deutschland keine Ansprüche gegen die Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich. Die Pflichteinlage 
der Deutschen Reichsregierung gilt durch diesen Vertrag 
als erloschen. 

Artikel 6 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Bank für Internationalen Zahlungsaus- 
gleich innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 7 

Dieser Vertrag tritt eine Woche nach dem Tag in Kraft, 
an dem die Bundesrepublik Deutschland der Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich mitteilt, daß die 
deutschen innerstaatlichen Voraussetzungen für das In- 
krafttreten des Vertrages erfüllt sind. 


GESCHEHEN zu Frankfurt (Main), am 29. November 
1965 in zwei Urschriften 


Für die 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
Hermann J. Ab s 

Für die 

BANK FÜR INTERNATIONALEN ZAHLUNGSAUSGLEICH 
M. W. Holtrop 
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Denkschrift 


Durch den vorstehenden Vertrag soll die Rückzah- 
lung der Reichsmarkanlagen der Bank für Inter- 
nationalen Zahlungsausgleich in Basel abschließend 

geregelt werden. 

% 

I. Allgemeines 

1. Die nach den Haager Vereinbarungen vom 
Januar 1930 gegründete Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIZ) hatte in den Jahren 1930 
und 1931 Kapital in Höhe von 233,9 Mio RM in 
Deutschland angelegt. Sie begehrte bei den Ver- 
handlungen über deutsche Auslandsschulden 
1952/53 in London die Regelung dieser Anlagen; 
es handelte sich um unverzinsliche Schatzanwei- 
sungen des Deutschen Reiches (56 Mio RM), 
deutsche Reichswechscl (6,4 Mio RM), Wechsel 
der Reichsbahn mit Goldklausel, die von der 
Deutschen Verkehrskreditbank akzeptiert worden 
sind (60 Mio RM), unverzinsliche Schatzanweisun- 
gen der Reichspost mit Goldklausel (30 Mio RM), 
Guthaben bei der Golddiskontbank — DEGO — 
(6,1 Mio RM), Solawechsel der DEGO (51,3 Mio 
RM) und Giro-Guthaben bei der Reichsbank 
(24,1 Mio RM), insgesamt 233,9 Mio RM. Außer- 
dem verlangte die BIZ 9,6 Mio RM als Gegenwert 
für 3 367 kg von der Reichsbank in Zahlung ge- 
gebenes Gold, das sic den Alliierten als Rück- 
erstattung unterliegendes Beutegold hatte zurück- 
geben müssen, und rückständige Zinsen (minde- 
stens 41,5 Mio RM). 

Die 243,5 Mio RM betragenden Anlagen rechnete 
die BIZ in Gold um (Goldparität der RM nach 
dem Youngplan — 0,358423 g Feingold) und kam 
so zu der Summe von 297,2 Mio Schweizer Gold- 
franken (sie bilanziert in Schweizer Goldfranken) 
= rd. 392,8 Mio DM (Goldparität der DM = 
0,222168 g Feingold). Bei Einbeziehung rück- 
ständiger Zinsen bezifferte die BIZ den DM- 
Betrag auf rd. 460 Mio DM. 

2. Für ihre Ansprüche aus allen Kapitalanlagen er- 
achtet die BIZ das Reich bzw. die Bundesrepublik 
als Schuldner, denn die Deutsche Bahn- und Post- 
vcrwaltung sowie die DEGO und die Reichsbank 
betrachtet sie als Organe des Reichs, für deren 
Schulden die deutsche Regierung einzustehen 
habe. Ihre Berechtigung, den vorstehend ge- 
nannten, auf Goldbasis berechneten Betrag zu 
verlangen, ergebe sich, wie sic meint, aus ihren 
im Youngplan niedergelegten Rechten, der Kurs- 
garantie, der Transfergarantic und den besonde- 
ren Immunitäten nach Artikel 10 Abs. 2 des Ab- 
kommens vom 20. Januar 1930 (Reichsgesctzbl. II, 
S. 45, 83). Diese Rechte und Garantien nähmen 
— so folgert die BIZ — ihre Anlagen von den 
deutschen Bestimmungen über Beseitigung der 
Goldklauseln des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- 
zes über die Behandlung der Reichsmarksdiuld- 
verschreibungen des Reichs, der Reichsbahn und 
der Reichspost aus, verneinendenfalls glaubt sie, 
das Reich bzw. die Bundesrepublik wegen Ver- 
stoßes gegen diese Rechte und Garantien auf 
Schadensersatz in Anspruch nehmen zu können. 


Das Verlangen der BIZ erkannte die deutsche 
Delegation in London nicht an. Sie wandte vor 
allem ein, die obigen Garantien bezögen sich auf 
Grund des Youngplans nicht auf die Kapital- 
anlagen der BIZ, die Umstellung auf die Gold- 
parität des Youngplans sei nicht gerechtfertigt, 
im übrigen sei die BIZ zwar formell Gläubigerin 
der RM-Anlagen, wirtschaftlich stünden ihr aber 
nur 56,1 Mio RM als eigene Mittel, dagegen 
125 Mio RM den Gläubigerregierungen und 62,5 
Mio RM Deutschland (sog. Pflichtcinlagcn) zu. 

3. Eine Regelung des Kapitals wurde in London 
nicht erzielt. Es kam zu dem in Unteranlage A 
zur Anlage I des Londoner Abkommens über 
deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 
(Bundesgesetzbl. II, S. 333) niedergelcgtcn Kom- 
promiß. Danach hat die Bundesrepublik an die 
BIZ vom 1. Januar 1953 bis zum 31. März 1966 
jährlich 5,6 Mio sfrs gezahlt. Llicrdurch wurden 
alle Ansprüche auf laufende Zinsen (für Kapital- 
anlagen und Zinsrückstände) abgegolten. Die 
Bundesrepublik hat diese Zinsen für Rechnung 
desjenigen, den es angeht, gezahlt. (Die Bundes- 
post trägt Vs des Zinsbetrages, die Deutsche Ver- 
kehrskreditbank als Akzeptantin der Reichsbahn- 
wechsel etwa 0,1 Mio sfrs jährlich zur Zinszah- 
lung bei.) 

Die BIZ hatte sich verpflichtet, die Rückzahlung 
des Kapitals und die Zahlung rückständiger 
Zinsen nicht vor dem 1. April 1966 zu verlangen. 
Der bestehende Rechtszustand sollte durch die 
Ubergangsregelung in keiner Weise verändert 
werden. Mit diesem Kompromiß war der Streit 
um die Kapitalansprüche bis 1966 hinaus- 
geschoben. 

4. Die BIZ begehrt jetzt die Rückzahlung ihrer 
Kapitalanlagen. Im Jahre 1964 wurden Verhand- 
lungen aufgenommen. Die BIZ beharrte auf einer 
Umstellung der Goldparität. Sie stellte bezüglich 
des Kapitals folgende Rechnung auf: Anlagen 
(243,5 Mio RM) abzüglich deutsche Pflichtcinlage 
62,5 Mio RM) : 181 Mio RM; Umrechnung auf 
Goldbasis ■■- rd. 300 Mio DM. Außerdem begehrte 
sie eine Regelung der vor 1953 rückständig ge- 
bliebenen Zinsen. 

Die Rückzahlung der Anlagen zum Goldwert 
konnte von deutscher Seite nicht zugestanden 
werden. Sie vertrat folgende Rcchtsauffassung: 
Das Londoner Schuldenabkommen gehe grund- 
sätzlich davon aus, daß die Reichsmarkforderun- 
gen auch der ausländischen Gläubiger nach den 
deutschen Umstellungsgcsetzcn umgestcllt wer- 
den. Weiter bestimme das Londoner Schulden- 
abkommen, daß Goldmarkforderungen wie 
Rcichsmarkforderungen zu behandeln seien, es 
sei denn, daß die Ausnahme der Anlage VII 
(Goldmarkforderungen mit spezifisch ausländi- 
schem Charakter) vorliege. Soweit die Anlage- 
papiere der BIZ eine Goldklausel enthielten, 
erfüllten sie die Voraussetzungen der Anlage VII 
nicht. Bei Anwendung der deutschen umstellungs- 
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rechtlichen Bestimmungen würde sich, für die 
Kapitalanlagen einschließlich rückständiger Zin- 
sen ein wesentlich niedrigerer Betrag als der von 
der BIZ geforderte ergeben. 

Nach zahlreichen Besprechungen einigten sich 
beide Seiten auf den in dem Vertrag vom 29. No- 
vember 1965 niedergelegten Kompromiß (siehe 
hierzu unter II. zu Artikel 1). 

II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Die Bundesrepublik zahlt zur Abfindung aller An- 
sprüche der BIZ aus den Kapitalanlagen pauschal 
156,24 Millionen Deutsche Mark in fünf gleichen 
unverzinslichen Jahresraten. 

Der Betrag von 156,24 Millionen Deutsche Mark be- 
zieht sich auf die oben unter I. 4. erwähnten 181 Mil- 
lionen Reichsmark sowie auf die rückständigen 
Zinsen. Die deutsche Seite konnte zwar ihre Rechts- 
auffassung nicht durchsetzen, zumal in der Zins- 
regelung gemäß der Unteranlage A zur Anlage I des 
Londoner Schuldenabkommens ein zwar nicht recht- 
liches, so doch aber faktisches Präjudiz für eine über 
den deutschen Umstellungsgesetzen liegende Um- 
stellung gegeben schien. Andererseits hat sich die 
Bundesregierung sowohl gegen eine Umstellung auf 
Goldbasis wie auch gegen eine Umstellung im Ver- 
hältnis 1 RM : 1 DM gewehrt. Im Wege gegenseiti- 
gen Nachgebens kam schließlich ein Kompromiß 
zustande. Dieser — bei Annahme von 3 3 /a °/o Jahres- 
zinsen stellten die in Raten zu zahlenden 156,24 Mil- 
lionen DM einen Zeitwert von rd. 145 Millionen DM 
dar — liegt im Rahmen der Lösungen, die das Lon- 
doner Schuldenabkommen für in etwa vergleichbare 
Schuldverhältnisse gefunden hatte. 


Die Zahlung erfolgt in gleicher Weise wie bei den 
jährlichen Zinszahlungen von 5,6 Mio sfrs für Rech- 
nung desjenigen, den es angeht. 

Zu Artikel 2 

Auf Wunsch der BIZ soll über die Verpflichtung eine 
Urkunde der Bundesschuldenverwaltung errichtet 
und der BIZ ausgehändigt werden. 

Zu Artikel 3 

Die Verpflichtung nach Artikel 1 tritt an die Stelle 
aller Ansprüche der BIZ hinsichtlich Kapital und 
Zinsen aus ihren Reichsmarkanlagen. 

Zu Artikel 4 

Die BIZ tritt ihre Ansprüche aus den Reichsmark- 
anlagen an die Bundesrepublik ab. Die Bundesrepu- 
blik ist damit in der Lage, die ursprünglichen 
Schuldner der Kapitalanlagen der BIZ in Anspruch 
zu nehmen, soweit sie nach den deutschen Gesetzen 
der BIZ verpflichtet waren und auf Grund der deut- 
schen Währungsgesetzgebung auch verhaftet blie- 
ben. 

Zu Artikel 5 

Der Verzicht der Bundesrepublik Deutschland auf 
die Pflichteinlage der Deutschen Reichsregierung 
in Höhe von 62,5 Mio RM ist Teil des Kompromisses. 

Zu Artikel 6 

Der Vertrag enhält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 7 

Der Vertrag bedarf auf deutscher Seite der Ratifika- 
tion. 
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